
BGHZ:____________ ia

DDR: FGB § 39 Abs. 1; GG Art. 14 Ba

Für die Bemessung der Erstattung des anteiligen Wertes ei­
ner einem Ehegatten nach § 39 Abs. 1 Satz 3 FGB zu Allein­
eigentum übertragenen Seuche kommt es auf die Wertverhält­
nisse bei Schluß der mündlichen Verhandlung der letzten 
Tatsacheninstanz an.

BGH, Urteil vom 15. Januar 1992 - XII ZR 197/90 - BezG Chemnitz
KrG Annaberg
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Der XII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 27. November 1991 durch den 
Vorsitzenden Richter Lohmann und die Richter Portmann, 
Dr. Blumenröhr, Dr. Krohn und Dr. Zysk

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten sowie dessen An­
trag nach § 629c ZPO wird das Urteil des Senats 
für Familienrecht des Bezirksgerichts Chemnitz 
vom 19. Juli 1990 im Kostenpunkt und in den 
Nrn. 2 bis 6 des Urteilsausspruchs aufgehoben.

Im Umfang der Aufhebung wird der Rechtsstreit 
zur neuen Verhandlung und Entscheidung, auch 
über die Kosten des Revisionsverfahrens, an das 
Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Parteien, der Ehemann (Beklagter) im Jahre 1934, 
die Ehefrau (Klägerin) im Jahre 1936 geboren, schlossen im 
Jahre 1956 in A. (Bezirk Chemnitz) die Ehe, aus der die im 
selben Jahre geborene Tochter Karin stammt. Im Jahre 1960 
erwarben sie in Fr. (Bezirk Chemnitz), wo sie seit ihrer 
Heirat wohnen, ein auf einem volkseigenen Grundstück ste­
hendes Wohnhaus; im Jahre 1982 erhielten sie gemeinsam an
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dem Grundstück ein unbefristetes Nutzungsrecht. Das Grund­
stück mit aufstehendem Haus hatte früher den Eltern des 
Ehemannes gehört, bis es nach 1945 in Volkseigentum über­
nommen wurde. Die Parteien nahmen an dem Wohnhaus umfang­
reiche Um- und Anbauten vor und errichteten auf dem Grund­
stück eine weitere Garage (zu zwei vorhandenen). Außerdem 
nahmen sie auf dem Grundstück Anpflanzungen vor. In dem 
Haus wohnt außer ihnen ihre Tochter mit ihrem Ehemann und 
einem Sohn. Für die Ehe der Parteien galt der gesetzliche 
Güterstand der Eigentums- und Vermögensgemeinschaft des Fa­
miliengesetzbuches der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik (DDR) vom 20. Dezember 1965 (DDR-GB1 1966 I I -  
FGB) .

Auf die im April und Mai 1989 erhobenen Klagen beider 
Parteien wurde ihre Ehe durch Teilurteil des Kreisgerichts
vom 4. Dezember .1989 (rechtskräftig seit 22. Dezember 1989)
geschieden. Durch "Endurteil" vom 19. Februar 1990 traf das 
Kreisgericht Regelungen zur Teilung der Eigentums- und Ver­
mögensgemeinschaft. Unter anderem übertrug es die auf dem 
Grundstück befindlichen Aufbauten und Anpflanzungen gegen 
Zahlung eines Erstattungsbetrages von 21.883 Mark nebst 
Zinsen und Verpflichtung zur Bestellung eines Vorkaufs­
rechts für die Ehefrau in das Alleineigentum des Ehemannes, 
übertrug diesem auch das Nutzungsrecht an der Ehewohnung 
und verurteilte die Ehefrau zur Räumung, sobald ihr ander- 
weit Wohnraum zur Verfügung stehe. Ferner verurteilte das 
Kreisgericht den Ehemann, im Innenverhältnis der Parteien 
eine Restkreditschuld gegenüber der Kreissparkasse A. zu 
tilgen.
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Gegen dieses Urteil legten beide Parteien Berufung ein, 
wobei die Ehefrau insbesondere Übertragung des Wohnhauses
sowie der übrigen Gebäude, Anlagen und Anpflanzungen in ihr 
Alleineigentum sowie Zuweisung der Ehewohnung begehrte. 
Daraufhin entschied das Bezirksgericht durch Urteil vom 
19. Juli 1990 u.a. wie folgt:

"1. Auf die Berufung der Klägerin, die im übrigen als
unbegründet abgewiesen wird, wird das Urteil des 
Kreisgerichtsgerichts A. vom 19.2.1990 ... in Ziffer
1. bis 7. wie folgt geändert:

2. Das in ehelicher Vermögensgemeinschaft der Prozeß­
parteien stehende Wohnhaus auf dem Grundstück ... 
wird mit allen übrigen auf dem Grundstück befindli­
chen Nebengebäuden, Aufbauten und Anpflanzungen in
das Alleineigentum der Klägerin übertragen.

3. Die Klägerin wird verurteilt, dem Verklagten ein
Vorkaufsrecht an dem vorgenannten Wohnhaus, den Ne­
bengebäuden, Anlagen und Anpflanzungen im Grundstück 
... einzuräumen und dessen Eintragung im Grundbuch 
zu beantragen.

4. Die Klägerin wird verurteilt, im Innenverhältnis der 
Prozeßparteien die Restkreditschuld für das Wohnhaus
gegenüber dem Kreditinstitut allein zu tilgen.

5. Das Nutzungsrecht an. der im Wohnhaus . . . gelegenen 
Ehewohnung wird der Klägerin übertragen.
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Der Verklagte wird verurteilt, die Wohnung zu räu­
men, sobald ihm anderweit Wohnraum zur Verfügung 
steht.

6. Die Klägerin wird verurteilt, aus der Übernahme des 
Wohnhauses, der Nebengebäude, Aufbauten und Anpflan­
zungen an den Verklagten einen Erstattungsbetrag von 
24.863,-- DM zuzüglich 3 1/4% Zinsen ab Rechtskraft 
der Entscheidung zu zahlen.

Die Berufung des Ehemannes wies es zurück.

Gegen dieses Urteil legte der Ehemann Revision ein mit 
dem Antrag, die Entscheidungen zu Nr. 2 bis 6 aufzuheben 
und insoweit das Urteil des Kreisgerichts wiederherzustel­
len. Nach Überleitung des Verfahrens auf den Bundesge­
richtshof ließ der Senat durch Beschluß vom 26. Juni 1991 
(abgedruckt in DtZ 1991, 377) das Rechtsmittel zu, soweit 
es sich gegen Nr. 2 bis 4 und Nr. 6 des Berufungsurteils 
richtet. Für den Fall des Erfolgs seiner Revision beantragt 
der Ehemann, gemäß § 629c ZPO das Urteil auch in Nr. 5 auf­
zuheben.
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Entscheidunqsqründe:

I.

Da die Ehe der Parteien vor dem Wirksamwerden des Bei­
tritts am 3. Oktober 1990 geschieden worden ist, bleibt ge­
mäß Art. 234 § 4 Abs. 5 EGBGB i.d.F. des Einigungsvertrages 
für die Auseinandersetzung ihres gemeinschaftlichen Eigen­
tums und Vermögens das bisherige Recht maßgebend, also ins­
besondere § 39 FGB. Hier steht allein Abs. 1 der Vorschrift 
in Frage, auf den das Berufungsgericht seine Entscheidung 
ersichtlich gestützt hat. Insbesondere hat es nicht gemäß 
Abs. 2 der Vorschrift ungleiche Anteile am gemeinschaftli­
chen Eigentum und Vermögen festgelegt, was auch keine der 
Parteien beantragt hat. Die Vorschrift des § 39 Abs. 1 FGB 
ist bei entsprechender Auslegung und Handhabung mit dem 
Grundgesetz vereinbar, wie der Senat in dem gleichzeitig 
verkündeten Urteil in der Sache XII ZR 202/90 näher darge­
legt hat, das diesem Urteil beigefügt und auf dessen Ent­
scheidungsgründe verwiesen wird.

II.

1. Zu dem gemeinschaftlichen Eigentum und Vermögen der 
Parteien, das nach § 39 Abs. 1 Satz 1 FGB zu gleichen An­
teilen zu teilen ist, gehören insbesondere das Eigentum an 
dem Wohnhaus und den sonstigen auf dem Grundstück vorhande­
nen Gebäuden. An den Gebäuden ist aufgrund des gemein­
schaftlichen Nutzungsrechts der Parteien gemäß §§ 288



7

Abs. 4, 295 Abs. 2, 299 Abs. 1 des Zivilgesetzbuchs der DDR 
vom 19. Juni 1975 (GBl I 465 - ZGB) gemeinschaftliches Ei­
gentum entstanden (vgl. auch Kommentar zum ZGB, herausgege­
ben vom Ministerium der Justiz der DDR, 2. Aufl. 1985 § 299 
Anm. 0 und 1.1), das nach Art. 233 § 4 Abs. 1 EGBGB i.d.F. 
des Einigungsvertrages nach dem Wirksamwerden des Beitritts 
bes Lehengeblieben ist.

2. Das Berufungsgericht hat die Übertragung dieser Ge­
genstände in das Alleineigentum der Ehefrau im wesentlichen
wie folgt begründet:

Zwar handele es sich um das Elternhaus des Ehemannes; 
es dürfe aber nicht unberücksichtigt bleiben, daß die Ehe­
frau es seit über 34 Jahren mitbewohnt habe, sich aufgrund 
ihrer Leistungen eng damit verbunden fühle und auch die ge­
meinsame Tochter dort aufgewachsen sei. Der Ehemann habe 
zwar einen hohen Anteil an der Schaffung der guten Wohn- 
und Lebensbedingungen auf dem Grundstück (wobei er aller­
dings von seinem Schwiegersohn aktiv unterstützt worden 
sei), aber auch die Ehefrau habe entsprechend ihren Mög­
lichkeiten dazu beigetragen. Aus dem Anteil am Um- und An­
bau des Wohnhauses lasse sich daher für keine der Parteien 
ein größeres Interesse am Wohngrundstück begründen.

Was die Lebensverhältnisse der Beteiligten angehe, so 
wohnten die Parteien mit der Familie ihrer Tochter verhält­
nismäßig beengt zusammen, ohne daß die beiderseitigen Wohn- 
bereiche in sich abgeschlossen seien. Das Kinderzimmer des 
Enkels befinde sich in dem von den Parteien bewohnten Erd­
geschoß . Das dort liegende Bad mit Toilette werde gemeinsam



genutzt. Strom- und Wasserverbrauch laufe über einen ge­
meinsamen Zähler. Seit dem Scheidungsverfahren sei es zu 
erheblichen Spannungen zwischen dem Ehemann auf der einen 
und der Tochter sowie dem Schwiegersohn auf der anderen 
Seite gekommen. Bei Auseinandersetzungen habe wiederholt 
die Polizei gerufen werden müssen. Tochter und Schwieger­
sohn hätten glaubhaft erklärt, bei einer Zuweisung des Hau­
ses an den Ehemann könnten sie deshalb dort nicht mehr woh­
nen. Eine Entscheidung zu seinen Gunsten bedeute daher, daß 
sowohl die Ehefrau als auch die Familie der Tochter auszie- 
hen müßten, was "wohnraummäßig nicht zu vertreten sei". 
Werde zugunsten der Ehefrau entschieden, müsse sich nur der 
Ehemann um neuen Wahnraum bemühen, während die Ehefrau so­
wie die Tochter mit ihrer Familie in guten und für sie aus­
reichenden Wohnbedingungen verbleiben könnten. Außerdem 
könne die Ehefrau bei den zur Erhaltung des Hauses erfor­
derlichen Arbeiten von Schwiegersohn und Tochter unter­
stützt werden.

Wie die Revision zutreffend rügt, vermögen diese Gründe 
die Entscheidung nicht zu tragen.

a) Die persönlichen Beziehungen der Parteien zu dem 
Wohnhaus und ihre beiderseitigen Anteile an der Schaffung 
der Wohn- und Lebensbedingungen, die das Grundstück jetzt 
bietet, hat das Berufungsgericht selbst dahin gewürdigt, 
daß sie für keinen von ihnen ein größeres Interesse an dem, 
wohngrundstück begründeten. Daher kann auf sich beruhen, 
ob und inwieweit die genannten Umstände überhaupt eine



Übertragung des Hauses und der anderen Gebäude ln das Al­
leineigentum einer der Parteien zu rechtfertigen vermöch­
ten.

b) Das Berufungsgericht hat seine Entscheidung auf die 
Nutzungsbedürfnisse der Parteien sowie ihrer Tochter und 
deren Familie gestützt. Wie der Senat in dem Urteil XII ZR 
202/90 (unter II. 3. b) der Entscheidungsgründe) ausgeführt 
hat, ist die Teilung der Eigentums- und Vermögensgemein­
schaft durch Übertragung eines gemeinschaftlichen Grund­
stücks oder vergleichbaren Gegenstandes in das Alleineigen­
tum eines der Ehegatten mit der verfassungsrechtlichen Ei­
gentumsgarantie nur vereinbar, wenn sie durch triftige 
Gründe gerechtfertigt ist, die hinreichenden Bezug zum Ei­
gentum haben und der die Belange des anderen regelmäßig 
schonenderen Begründung von Miteigentum entgegenstehen. Das 
stärkere Nutzungsbedürfnis eines Ehegatten an der Ehewoh­
nung gibt einen solchen triftigen Grund nicht ohne weiteres 
ab. In dem vorliegenden Revisionsverfahren braucht der Se­
nat nicht zu entscheiden, ob und inwieweit diese Grundsätze 
auch gelten, wenn es sich - wie hier - um das Eigentum 
nicht am Grundstück, sondern allein an dem darauf errichte­
ten Haus und weiteren Aufbauten geht. Denn die Erwägungen 
des Berufungsgerichts sind schon mit den Regeln unverein­
bar, die § 39 FGB für die Ermessensentscheidung des Ge­
richts aufstellt.

Danach sind mit den Lebensverhältnissen der Beteiligten 
(§ 39 Abs. 1 Satz 2 FGB) nur die Interessen gemeinsamer un­
terhaltsberechtigter Kinder (Abs. 2 Satz 2 der Vorschrift) 
zu berücksichtigen, zu denen die erwachsene und verheirate-
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te Tochter der Parteien und erst recht ihre Familie nicht 
gehören. Daß die Wohnbedürfnisse der Ehefrau selbst - für 
sich genommen - die des Ehemannes überwiegen und die Über­
tragung des Alleineigentums auf sie rechtfertigen, hat das 
Berufungsgericht nicht festgestellt. Da es auf die Wohnbe­
dürfnisse der Tochter und ihrer Familie nicht ankommt, 
durfte die Entscheidung zudem - wie die Revision mit Recht 
rügt - nicht auf ihr persönliches Verhältnis zu dem Ehemann 
gestützt werden. Die allgemeine Wohnraumknappheit gehört 
ebenfalls nicht zu den nach § 39 Abs. 1 Satz 2 beachtlichen 
Lebensverhältnissen der Beteiligten.

3. Wie bei verfassungskonformer Anwendung des § 39 
Abs. 1 FGB erforderlich (Senatsurteil XII ZR 202/90 unter 
II. 2. d) der Entscheidungsgründe), hat das Berufungsge­
richt der Ehefrau gemäß Abs. 1 Satz 3 der Vorschrift die 
Erstattung des anteiligen Wertes des Wohnhauses und der 
sonstigen Gebäude sowie der Anpflanzungen durch Zahlung ei­
nes Geldbetrages auferlegt.

Bei der Bemessung dieser Verpflichtung ist es von einem. 
Wert der Baulichkeiten und Anpflanzungen von 55.460 DM aus­
gegangen. Diese Bewertung beruht auf dem. bereits vom Kreis­
gericht eingeholten Gutachten des Sachverständigen W. vom 
23, September 1989, das ohne Bezugnahme auf einen bestimm­
ten Wertermittlungsstichtag zu diesem Betrag in Mark, ge­
langt ist. Gegen sie'bestehen durchgreifende rechtliche Be­
denken .
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Anders als etwa beim Zugewinnausgleich (§ 1384 BGB) ist 
im FGB nicht ausdrücklich geregelt, welcher Stichtag bei 
der Bemessung der Erstattungspflicht zugrunde zu legen ist. 
Nach der in der DDR herrschenden Rechtsauffassung war der 
Zeitpunkt des Eintritts der Rechtskraft des Scheidungsaus­
spruchs maßgebend, und zwar auch dann, wenn die Vermögen­
steilung gemäß § 39 FGB in einem besonderen, der Eheschei­
dung nachfolgenden Verfahren erfolgte (vgl. Kommentar zum 
FGB, herausgegeben vom Ministerium der Justiz der DDR,
5. Auf1. 1982, § 39 Anm. 1.2. m.w.N.). Von dieser Auffas­
sung sind Bezirksgerichte inzwischen abgerückt, insbesonde­
re angesichts der seit dem Beitritt festzustellenden Ände­
rungen der Grundstückspreise, auch als Folge der Aufhebung 
von Rechtsvorschriften über die Preisbindung durch § 3 der 
Verordnung vom. 25. Juni 1990 (DDR-GB1 1 472; vgl. BezG 
Cottbus FamRZ 1991, 710 = NJ 1991, 179; BezG Erfurt-Land, 
Urteil vom 11. Juli 1991 - BFB 107/90). Im vergleichbaren 
Fall der Aufhebung einer Gütergemeinschaft des Bürgerlichen 
Gesetzbuches, für die ein Wertermittlungsstichtag ebenfalls 
nicht gesetzlich bestimmt ist, kommt es bei Grundstücken 
auf den Zeitpunkt der Eintragung des Übernehmers in das 
Grundbuch an (vgl. dazu Senatsurteil vom 14. Dezember 1983 
- IVb ZR 62/82 - FamRZ 1984, 254, 256).

Es kann dahinstehen, ob die in der DDR herrschende Auf­
fassung nicht schon deswegen bedenklich war, weil die Ei­
gentumsgemeinschaft von Ehegatten an Grundstücken und Ge­
bäuden über die Scheidung hinaus bis zu einer Teilung gemäß 
§ 39 FGB fortgesetzt wird (FGBKomm § 39 Anm. 4), so daß 
kein Grund besteht, erst nach der Scheidung sich ergebende 
Wertsteigerungen nicht auch dem. erstattungsberechtigten
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Ehegatten zugute kommen zu lassen. Jedenfalls kann an die­
ser Auffassung unter der Geltung des Grundgesetzes nicht 
festgehalten werden. Es wäre ein unverhältnismäßiger und 
nicht zu rechtfertigender Eingriff in die Rechtsposition 
des Ehegatten, der durch Zuweisung des Alleineigentums an 
den anderen seinen Eigentumsanteil verliert, wenn er dafür 
nicht einen angemessenen Ausgleich in Geld erhielte. Wird 
über das Eigentum und die Erstattung erst längere Zeit nach 
der Scheidung entschieden, ist eine auf deren Zeitpunkt be­
zogene Wertbemessung im Falle zwischenzeitlicher Wertstei­
gerungen nicht angemessen und mit der Eigentumsgarantie des 
Art. 14 GG nicht vereinbar.

Da über die Erstattung des anteiligen Wertes in Geld 
gleichzeitig mit der Übertragung des Alleineigentums ent­
schieden werden muß (Senatsurteil XII ZR 202/90 unter
II. 2. d) der Entscheidungsgründe), ist grundsätzlich der 
Wert im Zeitpunkt der Rechtskraft der Entscheidung maßge­
bend, mit dem jeder Beteiligte Alleineigentümer der ihm zu­
geteilten Sachen und Vermögensrechte wird (§ 39 Abs. 3 
Satz 1 FGB; vgl. dazu Senatsurteil XII ZR 202/90 aaO) und 
der jeweils andere Ehegatte seinen Eigentumsanteil ver­
liert. Praktisch bedeutet das, daß es auf die Wertverhält­
nisse bei Schluß der mündlichen Verhandlung in der letzten 
Tatsacheninstanz ankommt. Diesen Wert hat das Berufungsge­
richt bisher nicht festgestellt. Seit der Begutachtung vom 
23. September 1989 ist so erhebliche Zeit verstrichen, daß 
- zumal angesichts der seither eingetretenen Änderungen der 
rechtlichen und tatsächlichen Verhältnisse - zwischenzeit­
liche Wertänderungen wahrscheinlich sind; Gegenteiliges hat 
das Berufungsgericht nicht festgestellt.
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III.

1. Daraus folgt, daß die Entscheidungen des Berufungs­
gerichts zu Nr. 2 und 6 seines Urteilsausspruchs nicht be­
stehenbleiben können. Da weitere tatsächliche Feststellun­
gen erforderlich sind und die zu treffende Entscheidung 
grundsätzlich Sache des Tatrichters ist, ist dem Senat eine 
abschließende Entscheidung insoweit nicht möglich, so daß 
die Sache an das Berufungsgericht zurückverwiesen werden 
muß. Das gilt notwendig auch für die Entscheidungen unter 
Nr. 3 und 4 des Berufungsurteils, bei denen es sich um Fol­
geentscheidungen zur Übertragung des Alleineigentums auf 
die Ehefrau handelt. Auf den Antrag der Revision hebt der 
Senat gemäß § 629c ZPO auch die Entscheidung unter Nr. 5 
über die Zuweisung und Räumung der Ehewohnung auf, weil 
darüber sachgerecht nur abgestimmt auf die Regelung der Ei­
gentumsverhältnisse entschieden werden kann.

2. Für das erneute Berufungsverfahren weist der Senat 
auf folgendes hin:

a) In seine Überlegungen, ob und an welchen Ehegatten 
das Wohnhaus usw. zu Alleineigentum übertragen wird, muß 
das Berufungsgericht auch die Frage einbeziehen, ob dieser 
Ehegatte in der Lage ist, dem anderen den anteiligen Wert 
in Geld zu erstatten (Senatsurteil XII ZR 202/90 unter II. 
2. d) der Entscheidungsgründe).

b) Das Berufungsgericht wird zu erwägen haben, ob nicht 
allein über das Eigentum an dem Haus usw. und das Nutzungs­
recht an der Ehewohnung zu befinden, sondern in die Teilung
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(auch) das ausweislich der Urkunde des Rates des Kreises A. 
vom 25. Juni 1982 beiden Ehegatten verliehene Nutzungsrecht 
an dem Grundstück einzubeziehen ist.

c) Soweit das Berufungsgericht erneut über die Räumung 
der Ehewohnung zu entscheiden hat, ist zu beachten, daß 
§ 128 Abs. 2 DDR-ZPO nicht mehr gilt und lediglich die Zu­
billigung einer Räumungsfrist nach § 34 Abs. 1 Satz 2 FGB 
in Betracht kommt (Senatsurteil XII ZR 202/90 unter IV. der 
Entscheidungsgründe).

Lohmann Richter Portmann ist Blumenröhr
im Ruhestand und kann daher nicht unter­
schreiben .

Krohn
Lohmann

Zysk
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